Bundesnetzagentur
Herrn Matthias Kurth
Tulpenfeld 4
53113 Bonn 
Vorab per FAX: 0228 14-8872
Unkel, den 10. Januar 2008
Betreff: Zustand der deutschen Stromübertragungsnetze
Sehr geehrter Herr Kurth,

Ihren Bericht zur Auswertung des Zustands der Stromübertragungsnetze haben wir zur Kenntnis genommen. 

Der Bund der Energieverbraucher ist ausserordentlich beunruhigt über die Überalterung des deutschen Stromübertragungsnetzes, den Ihr Bericht dokumentiert.
Der Bericht belegt, dass die Unternehmen zu wenig in die Übertragungsnetze investieren. Laut Bericht sind 220 kV Masten im Mittel knapp 50 Jahre alt, die 380 kV Masten und Transformatoren rund 30 Jahre alt. Die betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern betragen aber für Freileitungen 110 bis 380 kV 40 bis 50 Jahre, die von Trafos und Schaltern 35 bis 45 Jahre laut Anlage 1 zur Stromnetzentgeltverordnung. 
Die 220 kV Masten sind also im bundesweiten Mittelwert am Ende ihrer Nutzungsdauer angelangt, ebenso die Transformatoren. 
Lt Ihrem Bericht (Seite 41) können Sie nicht überprüfen, ob die Planungen der ÜBN die Versorgungssicherheit langfristig sichern können. Wir möchten Sie bitten, nunmehr schleunigst zu prüfen, ob die Planungen der Unternehmen die Versorgungssicherheit langfristig sichern können.  

Wir möchten vor der voreiligen Schlussfolgerung warnen, die Netzentgelte wären zu niedrig für einen sachgerechte Instandhaltung der Netze. Vielmehr sind die Netzentgelte deutlich zu hoch und werden nur zu einem völlig unzureichenden Anteil für Investitionen und Instandhaltung eingesetzt. Die jährlich deutlich steigenden Gewinne der Übertragungsnetzbetreiber liefern ein Indiz für diese Auffassung. 
Wir sind aufgrund Ihres Berichts und anderer Untersuchungen und Fachveröffentlichungen der Auffassung, dass die Übertragungsnetzbetreiber ihren Verpflichtung zur Sicherung eines zuverlässigen Übertragungsnetzes nach § 12 Abs. (1) EnWG verletzen. 

Wir möchten Sie deshalb um die Einleitung eines Verfahrens nach § 65 oder § 66 EnWG bitten, um die Übertragungsnetzbetreiber zu gesetzeskonformen Verhalten zu veranlassen. 
Die von den Versorgungsunternehmen unterstellte deutschlandweit einheitliche Belastung von Freileitungen (s. 23 Ihres Berichts) sind für eine Bewertung unzureichend und nicht sachgerecht. Vielmehr ist eine Belastung nach der Norm EN 50341 anzunehmen und die Freileitung sind entsprechend zu bewerten. 

Ferner möchten wir Sie bitten, die Ihnen im Zuge der Stromnetzentgeltgenehmigung vorliegenden Daten zu den Investitionen, Abschreibungen und zum Sachanlagevermögen der Übertragungsnetzbetreiber zu nutzen, um zu Aussagen über die Versorgungssicherheit zu kommen. Da die Freileitungsmasten im Mittel nahezu am Ende ihrer Lebensdauer sind, werden Abschreibungen darauf in die Netzentgeltkalkulation kaum eingehen. 

Wir möchten Sie um die Beantwortung folgender Fragen bitten: 

· In welcher Relation stehen die jährlichen Investitionen der ÜBN zu den jährlich als Netzentgelte vereinnahmenten Mitteln?

· In welcher Relation stehen die jährlichen Investionen der ÜBN zum Wert des Übertragungsnetzes (Investitionsquote)?
· Inwiefern haben Sie geprüft, ob die Berichte der Unternehmen mit den Tatsachen übereinstimmen, dass n-1 –Kriterium tatsächlich eingehalten und dessen Einhaltung auch regelmäßig geprüft wird bzw. dass die Netzanlagen in einem „anforderungsgerechten Zustand“ sind? 
Wir sind sicher, dass Sie Ihrer gesetzlichen Veranwortlichkeit gerecht werden und dass Sie Ihren Bericht zum Anlass nehmen werden, die besorgniserregende Sachlage aufzuklären und entsprechende Massnahmen einleiten. 

Mit Dank und herzlichem Gruß

Dr. Aribert Peters

Kopien an Herrn Bundeswirtschaftsminister Michael Glos, Herrn Bundesverbraucherminister Horst Seehofer, die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses des deutschen Bundestages, die EU-Kommission, den Präsidenten des Bundeskartellamtes Bernhard Heitzer. 
